
 

 

 
 
 
 

Bauzeitverlängerung und Zusatzhonorar 
 

 

 
 
 
 
 

Häufig lassen sich Bauvorhaben nicht in der prognostizierten Bauzeit realisieren. Es 
stellt sich dann u.a. die Frage, ob die Architekten und Ingenieure, die keine 
Verantwortung für die Bauzeitverlängerung tragen, zusätzliche Honoraransprüche 
haben. 
 
Da sich die HOAI grundsätzlich nach der Planungsaufgabe richtet und nicht nach dem 
tatsächlichen Aufwand, insofern also aufwandsneutral ist, bemisst sich das Honorar 
auch für den Fall einer nicht vom Architekten verschuldeten Bauzeitverlängerung in der 
Regel nach den Berechnungsmaßstäben der HOAI bzw. dem im Vertrag vereinbarten 
Honorar.  
 
Ohne entsprechende vertragliche Regelung erhält der Architekt folglich kein 
zusätzliches Honorar, wenn bspw. die Baugenehmigung auf sich warten lässt oder die 
tatsächliche Ausführung und damit auch die Objektüberwachung des Architekten 
länger dauert. Das Risiko einer verlängerten Leistungszeit trägt der Architekt 
grundsätzlich selbst. Schlecht laufende Bauvorhaben mit verlängerten Bauzeiten 
schmälern den Gewinn. 
 
Nur im Ausnahmefall kann der Architekt ohne vertragliche Regelung eine zusätzliche 
Vergütung verlangen. Die gesetzlichen Voraussetzungen sind hoch. Ein Anspruch auf 
eine entsprechende Vertragsanpassung ergibt sich über die gesetzliche Regelung zur 
Störung der Geschäftsgrundlage, wenn sich die Umstände, die zur Grundlage des 
Vertrags geworden sind, nach Vertragsschluss schwerwiegend verändern, der Vertrag 
in Kenntnis der geänderten Umstände nicht oder nicht wie gehabt geschlossen worden 
wäre und ein Festhalten am unveränderten Vertrag unzumutbar ist. Streitige 
Auseinandersetzungen lassen sich in diesen Fällen kaum vermeiden. Die 
Erfolgsaussichten sind eher gering. 
 
Erfreulicherweise hat das OLG Dresden mit Urteil vom 06.09.2018 einen solchen 
Anspruch anerkannt (die Nichtzulassungsbeschwerde wurde vom BGH mit Beschluss 
vom 29.07.2020 zurückgewiesen): 
 
1. Gehen der Auftraggeber und der mit der örtlichen Bauüberwachung beauftragte 

Ingenieur bei Vertragsschluss davon aus, dass die Sanierung einer Deponie trotz 
Kampfmittelverdachts innerhalb eines Zeitraums von 9 Monaten abgeschlossen 
sein wird, kann der Ingenieur eine Anpassung des vereinbarten Pauschalhonorars 
verlangen, wenn vorgefundene Kampfmittel eine Umstellung des 
Sanierungskonzeptes erfordern und sich der Zeitraum auf 21 Monate verlängert. 
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2. Der Ingenieur muss seinen Mehraufwand nicht konkret darlegen, weil das Honorar 
grundsätzlich aufwandsneutral ist.  
 

3. Die Höhe der Mehrvergütung kann vom Gericht geschätzt werden (§ 287 ZPO, hier: 
Dreisatzberechnung). 

 
In dem vom OLG Dresden entschiedenen Fall wurde ein Ingenieurbüro mit der örtlichen 
Bauüberwachung und der ökologischen Baubegleitung der Sanierung einer Deponie 
beauftragt. Vereinbart war ein Pauschalpreis bei einer angenommenen Bauzeit von 9 
Monaten. Das Ingenieurbüro empfahl nach einem Ortstermin und der Sichtung der 
Unterlagen eine Kampfmitteluntersuchung. Dabei wurden Signalmunition, Nebelkörper 
und Granaten gefunden. Diese Funde hatten umfangreiche Änderungen im Rahmen 
der Bauausführung zur Folge und eine Verlängerung der Bauzeit von 9 auf 21 Monate. 
Vor diesem Hintergrund forderte das Ingenieurbüro zusätzliches Honorar. Während 
das Landgericht die Klage noch abwies, erkannte das OLG Dresden einen Anspruch 
auf Grundlage von § 313 BGB (Störung der Geschäftsgrundlage) an. Aus Sicht des 
OLG war es dem Ingenieurbüro nicht zuzumuten, an dem unveränderten Vertrag 
festzuhalten, da sich die Grundlage des Vertrages erheblich geändert hatte. Das OLG 
führt aus, dass die Parteien seines Erachtens davon ausgingen, dass trotz des 
Verdachtes auf Kampfmittel keine besondere Gefahrenvorsorge erforderlich gewesen 
sei und man die Deponie innerhalb von 9 Monaten hätte sanieren können. Diese 
Vermutungen waren unzutreffend. Es wurde eine Umstellung des 
Sanierungskonzeptes aufgrund der Kampfmittel erforderlich. Daraus ergab sich eine 
Verlängerung der Bauzeit und damit eine Störung des Äquivalenzprinzips, welche nicht 
allein in den Risikobereich des Ingenieurbüros fiel. Entscheidend ist, dass es für einen 
solchen Anspruch nicht ausreichend ist, dass sich die Baumaßnahme länger hinzieht. 
Vielmehr muss auf Seiten des Ingenieurbüros tatsächlich auch eine Mehrarbeit 
anfallen. Da das Honorar nach HOAI grundsätzlich aufwandsneutral ist, ist es 
allerdings nicht erforderlich, dass das Ingenieurbüro einen konkreten Mehraufwand 
darlegt. Das OLG Dresden hat das Honorar nach § 287 ZPO vielmehr im Wege einer 
Dreisatzberechnung geschätzt und es um den Faktor 2,33 (21 Monate im Verhältnis zu 
9 Monaten) erhöht. 
 
Da solche Ergebnisse die Ausnahme bilden und die erfolgreiche Darlegung von 
Zusatzansprüchen schwierig ist, sollten Architekten und Ingenieure die vorgesehene 
Leistungsdauer in ihren Verträgen definieren und konkrete Regelungen für eine 
zusätzliche Vergütung vereinbaren.  
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Eine entsprechende vertragliche Vereinbarung sollte zumindest vorsehen, dass sich 
die Parteien verpflichten, über eine angemessene Honorarerhöhung zu verhandeln, 
falls die festgelegte Zeit für die Durchführung der Leistungen (ggf. zzgl. Karenz) ohne 
Verschulden des Architekten überschritten wird und dass dem Architekten auf jeden 
Fall der nachgewiesene Mehraufwand zu erstatten ist.  
 
Alternativ kann bereits mit Vertragsschluss eine konkrete Regelung zur Bemessung 
des Zusatzhonorars getroffen werden, bspw. dergestalt, dass der Architekt für jede 
Verlängerungswoche einen festgelegten Betrag erhält, sofern die vereinbarte 
Leistungszeit ohne sein Verschulden überschritten wird. Entsprechende Regelungen 
finden sich bspw. in den Vertragsmustern der Architektenkammern. 
 
 
 
Dr. Phillipp Schlüter 
Rechtsanwalt und Fachanwalt für Bau- und Architektenrecht 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Beiträge dienen der generellen Information und wurden nach bestem Wissen verfasst. Für die Richtigkeit und Wiedergabe der Beiträge wird keine Gewähr übernommen. 
Die in diesem Informationsdienst veröffentlichten Beiträge sind urheberrechtlich geschützt. Alle Rechte zur Vervielfältigung und Verbreitung sind den Verfassern vorbehalten. 


